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!-n f r q. g e b .lL a n t W 0 r t ~.E..Jl:.. 

Die Anfrage der Abg.Dr~P f e i f e r und Genossen, betreffend die 

Ausbezahlung der von der amerikanis<h en BesatzUl1gsmacht geleisteten :Hü:tzinse 

an-die Ifuuseigentümer, bea.ntwortet Bundesminister für Finanz~n 

Dr"M arg a r ~ t ·h a wie folgt: 

Die Bundosfinanzverwa1tung erhält VOll den Benützern der von dör USFA in 

Ansllruoh genommenen Obj ekte keine Zahlungen; sie ist auch übor die Höhe der 

Dollarmieten, die diese allenfalls zu entrichten haben, nicht _unterrichtet. 

Soweit festgestellt werden konnte, leisten die Benützer der bezeichneten Ob­

jekte in dor Regel an US-Dienststellen keine Zahlungen, sondern verlieren nur 

durch die Bereitstellung von Naturahvohr"ungen den Anspruch auf Bezahlung ihrer 

- allerdings nach amcr.n~.anischen Verhält ni sscn bemeSSel'len - Quartiergc1 cl.:;ul8.gcr.,) 

. Der Bund hat bis einschliesslich Dezember 1949 von don USFA für alle ge­

mieteten Objekte (Wohnungen; Betriebe, Kasernen usw.), an Mieten und Bausch. 

vergütungen für Betriebskosten insgesamt rund 3,5 Millionen" Dollar erhalten. 

Diese Dollars sind der Österreichischcn Nationalbank zugeflossen und im Rahmen 

des Dollarplanes zur Bezahlung lebenswichtiger Il:1portc der Wirtschaft vorwendet 

worden. Der BU11d erhielt für diese Dollarbeträge den nach der.l jeweiligen amt­

lichen Kurs sich ergebenden Schilline~Gegenwert; er bctrug~rund 34,4 l:TilloS 

Die Ausgaben des Bunde! für 1üeten einsch1iesslich Betriebs-

kosten und Repa,raturen im gleichen Zeitraum haben ••••.. ~...... 73,4 Uill~ 

betragen. Daher ergab sioh im Verg1eichsz.eitraum ein Abgang VOll 39,0 Mil1cS 
----------------------------

Dieser hohe Verlust ist zunächst darauf zurückzuführen, dass den 

Dollarvergütungen der USFA im allgemeinen die gesetzlichen ].Üeten und das Be­

triebskostenpauschale nach dem Stand vom Juli 1947 zugrunde liegen. Da sich 

seit Juli 1947 die Betriebskosten und l[ietabgaben ganz bedeutend erhöht hatten, 

da ferner bei dem grossen Verbrauch der nrncrik811ischcn Mieter an Strom, Gas 

und Wasser das mit 25 % der r~inen Dollal.'l".licten bct"lessene Betriebskostenpau­

sclk'üe völlig unzureichend war und weil s chliesslich die Instruldlml tungskostcll 

der besetzten Liegenschaft.en infolge der hohen Bc{mspruchung der Objektew reh 

die Besatzungstruppen ständig ansteigen, war auch der sich für die Republik 

Österreich e rge bende Rcinv,~r lust bis zur Zeit der Kursregulierung, das ist 

bis November 1949, ständig im Ansteigen bee:r-iffcllo Diese. ungünstige Entydr.!klung 

ist erit info1ge der Erhöhung des Dollarkurses VOll 1 % :: 10 Sauf 1 'I.«: 26 S 

mit 25 .. November 1949 zum Stillstu.'1.d gebrachtwordcllo Aber trotz die ser Kurs-
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(;Irhöhung ist die Mietengebarung in den von den lJSFA besetztenLand~steileri 

Österreichs nicht aktiv_geworden~ 

Den Schillinggegenwerten der auf das erste Vierteljahr 1950 entfallen­

den Dollarmieten für alle besetzten Objekte, Wohnungen, Hotels.a~dere Betrie-

be von l'tlnd .. . ... " .................... , ... , ... !I e •• ! • • •• 8, 9 m'lloS 

stehen Ausgaben des Bundes für Mieten, Betriebs-

und Instandhaltungskosten von •••. , •••••••••••••••.•• ,. 10,5 Mil1 9 S 

gegenüber, so dass sich im ersten Vierteljahr 1950 

• ein· Abgang von rund •••••••.••• ~ ••••..••.•••• ~ . ".!' •• • 1,6- Mi 11 .. S· 
============== 

ergibt. 

Die Gesatltgebarung hinsichtlich der beschlagnahzntEf. Objekte wirft 

daher für den Bundesschatz Überschüsse nicht ab .. Es besteht derzeit auch 

keine MBglichkeit, im Hinblick auf die Pauschalierung .der Betriebs- und 

Reparaturkosten durch das Ubereinko~n vom 26.Juni 1947 die Verreohnung-
-

mit der amerikanischen Besatzungsmacht in eine.r Art umzustellen, dass die 

von den USFA erzielten Einnahmen für jedes einzelne Objekt gesondert abge­

rechnet und an die Besitzer weitergeleitet werden können. 

-.-.-.-0"0· 
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